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Vorwort 

Um die Frage der Bevormundung und Fremdbestimmung in der Behinderten-
arbeit wird seit vielen Jahren gerungen. Seit Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention 2009 in Deutschland steht daher auch das Betreuungsrecht 
auf dem Prüfstand. Denn die UN-BRK verlangt, dass fremdbestimmte Stellver-
tretung, insbesondere auch in Form von Zwang, durch ein System der unter-
stützten Entscheidungsfindung ersetzt wird. Das ist bekanntlich in Deutschland 
nicht der Fall. Auch nach der Reform in 2021 sieht das deutsche Betreuungs-
recht für die so genannten Ultima-Ratio-Fälle fremdbestimmte Stellvertretung 
auch unter Anwendung von Zwang zum „Schutz“ der betreffenden Person vor. 
In der fachlichen und politischen Auseinandersetzung um dieses Thema wer-
den zunehmend auch die Stimmen von Selbstvertretungsorganisationen gehört. 
Allerdings kommen jene behinderten Personen, die herkömmlich dem Spek-
trum der geistigen Behinderung zugeordnet werden, die sich selbst Menschen 
mit Lernschwierigkeiten nennen, kaum zu Wort. Auch in der Forschungsland-
schaft ist ihre Sichtweise nicht präsent. 

Das vorliegende Buch bietet innovative Zugänge zur Thematik. Es verleiht 
Personen mit Lernschwierigkeiten, die im System der rechtlichen Betreuung 
gelandet sind, eine Stimme, indem die Fragen von Selbst- und Fremdbestim-
mung exklusiv aus deren Perspektive erforscht wurden. Damit bietet das Buch 
auch einen Beitrag zu forschungsmethodischen Fragen partizipativer bzw. in-
klusiver Forschung. Darüber hinaus überzeugt es durch einen explizit men-
schenrechtsbasierten Ansatz, der sich in den Kanon der Disability Studies ein-
ordnen lässt.  

Das Buch ist daher ein bahnbrechender Beitrag zum wissenschaftlichen 
Diskurs um Selbst- und Fremdbestimmung in der Behindertenarbeit. Es wird 
Wissenschaftler*innen und Studierende der Sozial- und Gesundheitswissen-
schaften, der Heilpädagogik und der Sozialen Arbeit ansprechen. Für die Be-
rufspraxis enthält es die Grundlagen für eine menschenrechtsbasierte neue 
Fachlichkeit in der Behindertenarbeit.  

Theresia Degener 
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Einleitung 

Eigene Entscheidungen treffen und diese rechtswirksam umsetzen zu können, 
stellt eine Grundvoraussetzung dafür dar, das eigene Leben selbstbestimmt zu 
gestalten. Weltweit sehen sich jedoch insbesondere Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten1 oder psychosozialen Behinderungen2 bis heute mit Zweifeln an ihrer 
Selbstständigkeit und der Einschränkung ihrer (rechtlichen) Handlungsfähig-
keit konfrontiert. Im Gegensatz zu ihren nicht-behinderten Peers stehen sie 
häufig in der Beweispflicht bezüglich ihrer Fähigkeit, selbstbestimmte Ent-
scheidungen über ihr Leben zu treffen. In den meisten Ländern dieser Welt 
bestehen spezielle Erwachsenenschutz- und Psychiatriegesetze, entlang derer 
die Freiheitsrechte von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen oder 
psychiatrischen Diagnosen im Falle einer befürchteten Fremd- oder Selbstge-
fährdung eingeschränkt werden können. Die gleichberechtigte Anerkennung 
der Rechts- und Handlungsfähigkeit aller Menschen mit Behinderungen ist vor 
diesem Hintergrund eine der zentralen Forderungen der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK). Artikel 12 UN-BRK zur gleichen Anerkennung 
vor dem Recht wird von vielen Selbst- und Interessensvertreter*innen von 
Menschen mit Behinderungen vor diesem Hintergrund als Herzstück der Kon-
vention betrachtet.  

In Deutschland kann Menschen mit Behinderungen, die Unterstützungsbe-
darf hinsichtlich der Regelungen ihrer Angelegenheiten und Rechtsgeschäfte 
haben, eine rechtliche Betreuung zur Seite gestellt werden. Diese soll die be-
treute Person beim Treffen und der Umsetzung rechtswirksamer Entscheidun-
gen unterstützen. Andererseits ermöglicht der gesetzliche Rahmen in Ausnah-
mefällen auch die Einschränkung der rechtlichen Handlungsfähigkeit einer 
betreuten Person auf Grundlage einer gerichtlichen Anordnung. Die Ratifizie-
rung der UN-BRK in Deutschland 2009 hat das Betreuungsrecht im Hinblick 

                                                                 
1 Menschen mit Lernschwierigkeiten ist eine Selbstbezeichnung von Menschen mit sogenann-

ten geistigen Behinderungen, die von der Selbstvertretungsorganisation Mensch zuerst e.V. 
verwendet und eingefordert wird (http://www.menschzuerst.de/pages/startseite/was-tun-
wir/kampf-gegen-den-begriff-geistig-behindert.php, letzter Zugriff: 24.04.2020). 

2 Der Begriff psychosoziale Behinderungen bezieht sich auf psychiatrische Diagnosen oder 
psychische Gesundheitsprobleme. Während verschiedene Bezeichnungen existieren, wird 
in dieser Arbeit auf diesen Begriff zurückgegriffen, da er auch vom UN-Fachausschuss und 
dem World Network of Users and Survivors of Psychiatry (WNUSP) verwendet wird (vgl. 
FRA 2013, 12). 

http://www.menschzuerst.de/pages/startseite/was-tun-wir/kampf-gegen-den-begriff-geistig-behindert.php
http://www.menschzuerst.de/pages/startseite/was-tun-wir/kampf-gegen-den-begriff-geistig-behindert.php
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auf sein Versprechen, die Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung 
zu stärken, auf den Prüfstand gestellt. Seit nunmehr zwölf Jahren wird in der 
Fachwelt kontrovers diskutiert, inwiefern das Rechtsinstitut die Selbstbestim-
mungsmöglichkeiten betreuter Menschen bewahrt und fördert oder Fremdbe-
stimmung und Zwang ermöglicht und forciert. Insbesondere die radikale For-
derung des UN-Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen3 nach der Abschaffung jeglicher Systeme, die ersetzende Entscheidun-
gen durch Betreuer*innen, Vormünder oder andere Personen erlauben, hat im 
Fachdiskurs zu kontroversen Diskussionen geführt. Erstaunlich wenig Raum 
nimmt dabei die Perspektive derjenigen Menschen ein, die direkt von dem 
Thema betroffen sind. Sowohl in der politischen als auch wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit der Vereinbarkeit des Betreuungsrechts mit den Vor-
gaben der UN-BRK werden die Erfahrungen und Positionen betreuter Men-
schen bisher kaum berücksichtigt, dies gilt in besonderer Weise für Menschen 
mit Lernschwierigkeiten.  

Diese Beobachtung bildete den Ausgangspunkt dieser Studie. Im Rahmen 
eines partizipativen Forschungsprojekts in Zusammenarbeit mit Mensch zuerst 
e.V.4 wurden Menschen mit Lernschwierigkeiten im Rahmen einer qualitativen 
Interviewstudie zu ihren Perspektiven und Erfahrungen mit der rechtlichen Be-
treuung befragt. Vor dem Hintergrund der diesbezüglich defizitären Datenlage 
ging es dabei zum einen um eine möglichst breite und offene Abfrage ihrer 
Wahrnehmung der rechtlichen Betreuung. Zum anderen lag ein besonderer 
Fokus auf ihren Einschätzungen bezüglich ihrer Selbstbestimmungsmöglich-
keiten sowie ihren Kenntnissen über das Betreuungsrecht und ihren rechtlichen 
Status als betreute Person. 

Wie die Verabschiedung der UN-BRK auf internationaler Ebene, war auch 
die Einführung der Betreuungsrechts in Deutschland mit der Zielsetzung ver-
bunden, das Selbstbestimmungsrecht von Menschen mit Behinderungen zu 
stärken. Kapitel 1 wirft einen Blick auf die Entstehungsgeschichte des Rechtsin-
stituts und verdeutlicht, dass Menschen mit Behinderungen und ihre Selbst-
vertretung kaum an der Entwicklung des gesetzlichen Rahmens beteiligt waren. 
Wie im folgenden Kapitel aufgegriffen und veranschaulicht wird, besteht hier 
ein zentraler Unterschied zur UN-Konvention und ihrer Genese. Außerdem 
werden die zentralen Grundsätze des Betreuungsrechts vorgestellt, insbeson-

                                                                 
3 Für jedes von den Vereinten Nationen verabschiedete Menschenrechtsabkommen wird ein 

eigener Fachausschuss etabliert, der auf internationaler Ebene für die Überwachung seiner 
Umsetzung verantwortlich ist. Wenn im Folgenden auf den „UN-Fachausschuss“ verwie-
sen wird, ist der UN-Fachausschuss über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
gemeint. 

4 Mensch zuerst ist eine Selbstvertretungsorganisation von Menschen mit Lernschwierigkei-
ten (http://www.menschzuerst.de/, letzter Zugriff: 20.04.2020). 

http://www.menschzuerst.de/
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dere die im Gesetz verankerten Schutzrichtlinien und Vorgaben für die Re-
striktion rechtlicher Handlungsfähigkeit. Das Kapitel schließt mit der Darstel-
lung der (begrenzten) Datenlage zur Umsetzung der gesetzlichen Richtlinien in 
der betreuungsrechtlichen Praxis und diesbezüglichen Herausforderungen. 

Kapitel 2 geht darauf ein, wie die Frage nach den Selbstbestimmungsrechten 
von Menschen mit Behinderungen mit der Verabschiedung der UN-BRK noch 
einmal aus einem radikaleren Blickwinkel aufgeworfen wurde. Diese Radikali-
tät, so eine grundlegende Annahme, ist insbesondere auf die bedeutsame Rolle 
der Selbstvertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderungen im 
Rahmen der Verhandlungen zur Konvention zurückzuführen. Vor diesem 
Hintergrund wird auch die Genese der UN-BRK kurz skizziert. Das im Rahmen 
ihres Entwicklungsprozesses generierte menschenrechtliche Modell von Behin-
derung (MrM) und das ihm zugrundeliegende Selbstbestimmungskonzept 
bilden die zentrale theoretische Grundlage dieser Studie und werden detailliert 
vorgestellt. Das menschenrechtsbasierte Verständnis von Selbstbestimmung der 
UN-BRK kristallisiert sich insbesondere in Artikel 12 zur gleichen Anerken-
nung vor dem Recht. Auch dessen zentrale Inhalte werden daher ausführlicher 
erläutert, wobei die Allgemeine Bemerkung Nr. 15 des UN-Fachausschusses als 
Interpretationsgrundlage dient. Zuletzt werden die Reaktionen auf die Forde-
rungen der UN-BRK und die grundlegende fachliche und politische Kontro-
verse hinsichtlich der Vereinbarkeit des deutschen Betreuungsrechts mit der 
UN-Konvention nachgezeichnet. 

Diese Studie basiert auf der grundlegenden Annahme, dass die Frage, in-
wiefern das Betreuungsrecht Selbstbestimmung fördert oder verhindert, nur 
unter Einbeziehung der Perspektive der rechtlich betreuten Personen selbst 
eruiert werden kann. Ein Blick auf den betreuungsrechtlichen Forschungsstand 
zeigt, dass ihre diesbezüglichen Standpunkte und Erfahrungen bisher nur selten 
erfasst und wissenschaftlich untersucht worden sind. In Kapitel 3 werden For-
schungsarbeiten vorgestellt, in denen Menschen mit rechtlicher Betreuung 
selbst befragt wurden. Ausgehend von ihren zentralen Ergebnissen und daraus 
abgeleiteten Forschungsdesideraten werden die Zielsetzung und zentralen For-
schungsfragen der eigenen Studie herausgearbeitet: (1) Wie erleben Menschen 
mit Lernschwierigkeiten ihre rechtliche Betreuung? (2) Welche Erfahrungen 
machen Menschen mit Lernschwierigkeiten mit rechtlicher Betreuung im Hin-
blick auf ihre Möglichkeiten der selbstbestimmten Lebensführung? (3) Welche 

                                                                 
5 Die Allgemeinen Bemerkungen (im Folgenden: AB) des UN-Fachausschusses für die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen bieten den Mitgliedstaaten konkrete Orientie-
rung für die Auslegung und Umsetzung der Artikel der Konvention. In den AB werden 
einzelne Paragraphen der Artikel der Konvention detailliert erörtert und die sich aus den 
Normen ergebenden staatlichen Verpflichtungen abgeleitet. Außerdem wird jeweils der 
Bezug zu anderen relevanten Artikeln hergestellt. 
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Kenntnisse haben Menschen mit Lernschwierigkeiten im Hinblick auf das 
Betreuungsrecht und ihren eigenen rechtlichen Status? 

In Kapitel 4 werden die Arbeitsdefinitionen unterstützter Selbstbestimmung 
und erlebter Fremdbestimmung für die spätere empirische Analyse der Inter-
viewdaten formuliert. Theoretisch basieren die Arbeitsdefinitionen auf dem 
menschenrechtlichen Modell von Behinderung und den Kriterien Unterstützter 
Entscheidungsfindung. Wie in diesem Kapitel ausführlicher erörtert wird, 
wurde während des Auswertungsprozesses zusätzlich auf Walthers Modell des 
anthropologischen Dreischritts der Selbstbestimmung zurückgegriffen, welches 
auf der Interaktionsebene zwischen unterstützter und unterstützender Person 
verortet ist. Anhand der hier generierten Arbeitsdefinitionen lässt sich in der 
Analyse der Interviewergebnisse konkreter bestimmen, welche Handlungen bei 
der Ausübung des Rechts auf Selbstbestimmung zentral sind und welche Tätig-
keiten der Betreuer*innen und anderen Unterstützer*innen entlang der Schil-
derungen der Interviewpartner*innen Selbstbestimmung unterstützen bzw. 
verhindern. 

Im Sinne der Vorgaben der UN-BRK zielt diese partizipativ angelegte Studie 
darauf ab, die Selbstvertretung von Menschen mit Lernschwierigkeiten durch 
die Zusammenarbeit mit dem Verein Mensch zuerst e.V. einzubeziehen. Auch 
die Interviewpartner*innen werden über ihre Rolle als Forschungssubjekte 
hinaus in den Forschungsprozess einbezogen. Um sicherzustellen, dass alle 
Beteiligten von der Kooperation profitieren, wurde die eigentliche empirische 
Untersuchung außerdem von einer Schulungsreihe zum Thema rechtliche 
Betreuung für Menschen mit Lernschwierigkeiten gerahmt. Diese partizipatori-
schen Aspekte sowie das methodische Vorgehen der Interviewstudie werden in 
Kapitel 5 ausführlicher besprochen und reflektiert. 

Die Ergebnisse der Studie werden in Kapitel 6 entlang der im Rahmen einer 
qualitativen strukturierenden Inhaltsanalyse entwickelten Kategorien darge-
stellt. Auf die Zusammenfassung der in den Kategorien erfassten Aussagen der 
Interviewpartner*innen folgt eine erste Interpretation und Kontextualisierung 
im Hinblick auf den aktuellen betreuungsrechtlichen Forschungsstand. 

In Kapitel 7 werden die zentralen Ergebnisse der Studien noch einmal ent-
lang der leitenden Forschungsfragen diskutiert und ihre zentralen Implikatio-
nen im Hinblick auf die fachliche Debatte um das Betreuungsrecht und seine 
Vereinbarkeit mit der UN-BRK herausgearbeitet. Die Diskussion endet mit 
einem Resümee bezüglich der Relevanz der Ergebnisse hinsichtlich der 2023 in 
Kraft tretenden gesetzlichen Reform des Betreuungsrechts sowie der Identifi-
zierung aktueller Umsetzungsmängel in der betreuungsrechtlichen Praxis.  
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1 Das System der rechtlichen Betreuung 

1.1 Die Einführung des Betreuungsrechts: eine 
Jahrhundertreform zur Wahrung des 
Selbstbestimmungsrechts behinderter Menschen? 

Das Betreuungsrecht trat 1992 in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft und 
löste das seit Bestehen des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) größtenteils unver-
änderte Vormundschafts- und Gebrechlichkeitspflegschaftsrecht6 ab. Die Ab-
schaffung der mit der Vormundschaft einhergehenden umfassenden Entmün-
digung wird innerhalb der Fachöffentlichkeit bis heute als „Jahrhundertreform“ 
und als Meilenstein zur Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts behin-
derter Menschen angesehen (vgl. Kestermann 2001, 22; Crefeld 2012, 10).  

Ein zentraler Auslöser für die Reform war der 1975 veröffentlichte Bericht 
der Psychiatrie-Enquete, der diese als notwendigen Schritt für die „Neuord-
nung und Verbesserung der Versorgung psychisch Kranker und Behinderter in 
der Bundesrepublik Deutschland“ hervorhob.7 In den 1980er Jahren setzten 
sich schließlich insbesondere die Fachverbände der Psychiatrie und Behinder-
tenhilfe sowie der 1988 gegründete Vormundschaftsgerichtstag e.V. aktiv für 
grundlegende gesetzliche Änderungen und eine Stärkung der Rechte der Mün-
del ein (vgl. Crefeld 2012, 10 ff.). Die Fachverbände der Behindertenhilfe, Psy-
chiatrie und des damaligen Vormundschaftswesens stellten einflussreiche Sta-
keholder im Reformprozess dar und wurden im Rahmen einer vom Bundesjus-
tizministerium einberufenen Arbeitsgruppe direkt in das Gesetzgebungsverfah-
ren einbezogen.8 Geprägt wurden die Diskussionen um die Notwendigkeit 
gesetzlicher Veränderungen aber auch durch die sogenannte Krüppelbewegung 
in Deutschland, die sich in den späten 1970ern formierte (vgl. Mürner/Sierck 
2012, 96 ff.). Vertreter*innen dieser emanzipatorischen Behindertenbewegung 
wirkten im Rahmen von politischen Aktivitäten, Stellungnahmen und Veröf-

                                                                 
6 Im Gegensatz zu einer Vormundschaft war die Fürsorge im Rahmen einer Pflegschaft 

immer auf bestimmte Angelegenheiten begrenzt (ehemals § 1910 BGB) und konnte grund-
sätzlich nur mit Einwilligung der betroffenen Person angeordnet werden (ehemals § 1910 
BGB) (BT-Drucks. 7/4200, 371). 

7 BT-Drucks. 7/4200, 382. 
8 Für eine detailliertere Ausführung zum Gesetzgebungsverfahren s. Landtag Rheinland-

Pfalz, Drucks. 11/725 vom 11.01.1988. 
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fentlichungen auf Politik und Fachverbände ein, war allerdings nicht direkt am 
Reformprozess beteiligt.  

Bei der Entwicklung des gesetzlichen Rahmens des Betreuungsrechts wur-
den die Interessen der betroffenen Menschen mit Behinderungen somit primär 
durch Repräsentant*innen der verschiedenen Berufsgruppen, Träger und Ein-
richtungen der Behindertenhilfe und Psychiatrie vertreten (vgl. Beckord et al. 
1987). Damals wie heute mussten die Perspektiven und Interessen von Profes-
sionellen, Angehörigen und Menschen mit Behinderungen allerdings keines-
falls immer übereinstimmen. Die Positionierung der Bundesvereinigung Le-
benshilfe9 während des Reformprozesses zum Thema Sterilisation veranschau-
licht diese Problematik. 1958 als Selbsthilfeverein von Eltern von Menschen mit 
Lernschwierigkeiten gegründet, begreift sich die Organisation heute als „Selbst-
hilfevereinigung, Eltern-, Fach- und Trägerverband für Menschen mit geistiger 
Behinderung und ihre Familien10“. In die Vormundschaftsrechtsreform war sie 
intensiv involviert und konnte „wichtige Reformanliegen aus der Sicht von 
Menschen mit geistiger Behinderung und deren Angehörigen in das Gesetz-
gebungsverfahren einbringen“ (Hellmann 2018, 1). Auf dem ersten Vormund-
schaftsgerichtstag 1988, auf welchem die zentralen Gesetzesentwürfe von einem 
interdisziplinären Fachpublikum diskutiert wurden, stellte die Lebenshilfe ihre 
Stellungnahme zur Sterilisation als einwilligungsunfähig geltender Personen 
vor, die explizit auf der Position von Eltern von Menschen mit Lernschwierig-
keiten basierte. Die Bundesvereinigung Lebenshilfe stimmte in der Stellung-
nahme dem gesetzlichen Regelungsvorschlag, „die Einwilligung eines Betreuers 
in die Sterilisation einer einwilligungsunfähigen Person bei Vorliegen eines 
Katalogs strikter Voraussetzungen in bestimmten Ausnahmefällen zuzulassen“ 
grundsätzlich zu (Hellmann 1989, 133). Wie auch im bis heute gültigen Geset-
zestext11 begründete der Verein diese Position einmal mit dem Risiko der be-
hinderten Eltern, ihr Kind vom Staat entzogen zu bekommen (ebd., 136). Ins-
besondere wird jedoch die Belastung für die Angehörigen der behinderten 
Eltern hervorgehoben: 

„Aufgrund der begrenzten Erziehungsfähigkeit ihrer geistig behinderten Söhne und 
Töchter würden [ihre Eltern] sich verpflichtet sehen, auch die Sorge für deren Kind 
zu übernehmen. Dieser zusätzlichen Aufgabe fühlen sich viele Eltern jedoch nicht 
gewachsen. (…) Die zu erwartenden innerfamiliären Konflikte und seelischen Ver-
letzungen im Falle der Geburt eines nichtbehinderten Kindes sind für viele Eltern 
ebenso unerträglich wie die Vorstellung, daß ihre geistig behinderten Söhne oder 

                                                                 
9 Damals noch „Bundesverein Lebenshilfe für geistig Behinderte e.V.“ 
10 Zitat von der Webseite der Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. (https://www.lebenshilfe. 

de/ueber-uns/, letzter Zugriff: 25.11.2019). 
11 § 1905 Abs. 1 Satz 2 BGB. 

https://www.lebenshilfe.de/ueber-uns/
https://www.lebenshilfe.de/ueber-uns/
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Töchter ein behindertes Kind bekommen, welches eine Vielzahl weiterer Belastun-
gen für die Familie mit sich bringen würde.“ (Hellmann 1989; 132 f.) 

Das Interesse bzw. Grundrecht behinderter Menschen, ausschließlich selbst 
über eine Sterilisation als Eingriff in ihre körperliche Unversehrtheit zu be-
stimmen, sieht sich hier den Interessen ihrer Eltern untergeordnet. Die Ver-
treter*innen der emanzipatorischen Behindertenbewegung positionierten sich 
im Vergleich deutlich radikaler und lehnten die Sterilisation behinderter 
Frauen ohne dessen Einwilligung konsequent ab (vgl. Boll/Eckert 2002). Bereits 
im Rahmen des 1981 einberufenen Krüppeltribunals stellte die Sterilisations-
praxis einen ihrer zentralen Kritikpunkte am bestehenden System der Behin-
dertenhilfe dar (vgl. Schenk 2015, 311 ff.). 

Aufgrund der intensiven Einbeziehung der Fachverbände und weiterer Ex-
pert*innen wird der Reformprozess in der Fachöffentlichkeit auch heute noch 
für seine Transparenz und seinen partizipativen Charakter gelobt (vgl. Hell-
mann 2018). Es muss allerdings betont werden, dass die Perspektiven der Men-
schen, die unter Vormundschaft standen oder für die eine Gebrechlichkeits-
pflegschaft angeordnet worden war, ausschließlich stellvertretend einbezogen 
wurden. Die Mitgliederschaft der Fachverbände bestand ausschließlich aus 
Vertreter*innen verschiedener Berufsgruppen innerhalb der Psychiatrie und 
Behindertenhilfe und/oder Angehörigen von Menschen mit Behinderungen. 
Ihr genuines Interesse, die Lebenssituation betroffener Menschen zu verbessern 
und die insbesondere mit der Entmündigung verbundene Fremdbestimmung 
und Bevormundung einzudämmen, soll an dieser Stelle nicht angezweifelt wer-
den. Als Vertretungsinstanzen der Psychiatrie und Behindertenhilfe brachten 
sie allerdings immer auch eigene Interessen und Perspektiven ein. Diese Mög-
lichkeit stand den Menschen mit Behinderungen, die von Entmündigung und 
Vormundschaft betroffen waren, nicht offen. Die emanzipatorische Behinder-
tenbewegung, die sich in den 1980er Jahren insbesondere im Rahmen der 
Krüppelbewegung formierte, wurde nicht direkt am gesetzlichen Reformpro-
zess beteiligt. Spezifische Selbstvertretungsorganisationen derjenigen Personen-
gruppen, die den Großteil der Menschen unter Vormundschaft ausmachten 
(Menschen mit Lernschwierigkeiten oder psychosozialen Behinderungen) 
gründeten sich zudem erst nach Einführung des Betreuungsrechts.12 Wie in 
Kapitel 2 deutlich wird, besteht gerade in dieser (fehlenden) Beteiligung der 
Selbstvertretung behinderter Menschen ein zentraler Unterschied zwischen 
dem Entstehungsprozess des deutschen Betreuungsrechts und dem Verhand-
lungsprozess der UN-Behindertenrechtskonvention. 

                                                                 
12 Z. B. der Verein Mensch zuerst e.V. als Selbstvertretung von Menschen mit Lernschwierig-

keiten (1997) oder der Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V. (1992). 
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1.2 Schutzrichtlinien und Einschränkungen der 
Selbstbestimmung innerhalb des deutschen 
Betreuungsrechts 

Die Kritik am ehemaligen Vormundschafts- und Pflegschaftssystem konzen-
trierte sich insbesondere auf die hohe Anzahl von Vormundschaften und die 
mit der Verordnung einhergehende umfassende Entmündigung in allen Le-
bensbereichen. Des Weiteren wurden die hohen Fallzahlen einzelner Vormün-
der*innen bzw. Pfleger*innen sowie ihre defizitäre Kontrolle durch die Gerichte 
problematisiert.13 Der Reformprozess hatte vor diesem Hintergrund die zen-
trale Zielsetzung, betroffenen Menschen eigene Entscheidungen über ihre Le-
bensgestaltung zu ermöglichen (vgl. During 2001, 36 ff.). Auf internationaler 
Ebene gilt das Betreuungsrecht bis heute als eines der modernsten Erwach-
senenschutzgesetze (Lipp 2013, 27). Dennoch erlaubt der gesetzliche Rahmen 
weiterhin die Einschränkung zentraler Persönlichkeitsrechte und die Durch-
setzung stellvertretender Entscheidungen ohne Einwilligung oder gegen den 
natürlichen Willen14 einer Person. Als Grundlage für die Interpretation der 
eigenen Interviewergebnisse und um die im folgenden Kapitel dargestellte Dis-
kussion um seine Vereinbarkeit mit der UN-BRK nachvollziehbar zu machen, 
werden im Folgenden die gesetzlichen Grundlagen des Betreuungsrechts15 
vorgestellt. Diese umfassen sowohl Rechtsgarantien zum Schutz der Selbstbe-
stimmung betreuter Menschen als auch gesetzlich legitimierte Einschränkun-
gen ihres Selbstbestimmungsrechts.  

1.2.1 Die rechtliche Betreuung als gesetzliche Vertretung 

Die Anordnung einer Vormundschaft bewirkte, da sie mit einer automatischen 
Entmündigung einherging, „dass der betreffende Mensch rechtlich einem 
Kinde gleichgestellt und in seiner Geschäftsfähigkeit eingeschränkt wurde. Er 
konnte ohne Zustimmung des Vormundes weder einen Wohnsitz begründen 

                                                                 
13 BT-Drucks. 7/4200, 383. 
14 Der Begriff und die Differenzierung zwischen dem natürlichen und freien Willen im deut-

schen Recht werden in Kapitel 1.2.7 näher erläutert. 
15 Die Interviews wurden vor dem am 05.03.2021 verabschiedeten Gesetz zur Reform des 

Vormundschafts- und Betreuungsrechts durchgeführt. In Fußnoten wird im Folgenden 
entlang des Gesetzesentwurfs vom 18.11.2020 (BT-Drucksache 19/24445) sowie der Ände-
rungen im Rahmen der Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Recht und Verbrau-
cherschutz vom 03.03.2021 (BT-Drucksache 19/27287) angegeben, unter welchem Para-
graphen sich die Norm nach Inkrafttreten der Reform findet und hervorgehoben, wenn in-
haltliche Änderungen vorgesehen sind. 
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noch einen Arbeitsvertrag schließen oder einen Partner heiraten.“ (During 
2001, 1). Hier brachte das neue Betreuungsrecht einen grundlegenden Wandel: 
Die Bestellung einer rechtlichen Betreuung schränkt die rechtliche Handlungs-
fähigkeit einer Person nicht ein (Brosey 2014, 212). Die betreuende Person wird 
zwar durch die Berufung zu ihrer gesetzlichen Vertretung innerhalb der jeweils 
bestellten Aufgabenkreise erklärt und somit befugt, Rechtsgeschäfte für die 
betreute Person zu tätigen – etwa bei der Beantragung von Sozialleistungen und 
der Kommunikation mit Behörden (§ 190216 i. V. m. § 164 Abs. 1 BGB) 
(Fröschle 2013, 47). Gleichzeitig ist aber auch die betreute Person weiterhin 
selbst in der Lage, als Rechtssubjekt zu handeln. Die Vertretungsmacht rechtli-
cher Betreuer*innen ist außerdem begrenzt und umfasst nicht die höchstper-
sönlichen Geschäfte der betreuten Person, z. B. die Eheschließung (§ 1311 
Abs. 1 Satz 1 BGB) oder die Einrichtung eines Testaments (§ 2064 BGB) (vgl. 
Jürgens 2014, 304 f.). Für andere Geschäfte sieht das Gesetz betreuungsgericht-
liche Genehmigungen vor, d. h. Betreuer*innen können nur auf Grundlage 
einer Genehmigung des Betreuungsgerichts stellvertretend handeln, etwa hin-
sichtlich der Einwilligung in medizinische Maßnahmen (§ 1904 BGB)17 oder 
beim Abschluss eines Mietvertrages (§ 1907 BGB)18 (ebd., 307).19 Im Gegensatz 
zu der früheren Vormundschaft soll die gesetzliche Stellvertretung durch recht-
liche Betreuer*innen eigene Entscheidungen nicht ersetzen, sondern betreute 
Personen bei dessen Ausübung unterstützen und sich immer an ihrem Willen 
und ihren Präferenzen orientieren (Brosey 2013, 358 ff.). 

1.2.2 Persönliche Betreuung 

Rechtliche Betreuer*innen haben also eine grundsätzlich Verpflichtung, „den 
Willen, die Wünsche, die Präferenzen und Vorstellungen des Betreuten zu 
ermitteln, ihn bei der Willensbildung durch eine unabhängige Beratung zu 
unterstützen und – je nach Fähigkeiten des Betreuten – dessen Entscheidungen 
umzusetzen oder stellvertretende Entscheidungen auf der Basis seines Willens, 

                                                                 
16 § 1823 BGB n. F.: die Vertretungsbefugnis ist im Gesetzentwurf vom 18.11.2020 als Kann-

Vorschrift formuliert, um zu verdeutlichen, dass die betreute Person sich weiterhin selbst 
vertreten kann. 

17 § 1829 BGB n. F.: keine inhaltlichen Veränderungen im Gesetzentwurf vorgesehen. 
18 § 1833 BGB n. F. (Aufgabe von Wohnraum des Betreuten) und § 1853 BGB n. F. 

(Genehmigung bei Verträgen über wiederkehrende Leistungen): Splittung der Norm in 
zwei unterschiedliche Paragraphen zur stärkeren Betonung des Selbstbestimmungsrechts 
im Bereich Wohnen. 

19 Entlang welcher gesetzlichen Regelungen die betreuungsgerichtlichen Genehmigungen die 
rechtliche Handlungsfähigkeit der betreuten Person einschränken können, wird unter 1.2.7 
näher erläutert. 
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seiner Wünsche oder seines mutmaßlichen Willens zu treffen“ (Matta et al. 
2018, 26). Um eine entsprechende Ausrichtung ihrer Arbeit garantieren zu 
können, müssen sie ausreichenden Kontakt mit den betreuten Personen pfle-
gen. Die persönliche Betreuung stellt vor diesem Hintergrund eine betreuungs-
rechtliche Maxime da. Das Einhalten der „erforderlichen persönlichen Kon-
takte“ ist für rechtliche Betreuer*innen verpflichtend (§ 1837 Absatz 2 Satz 2 
BGB), hierzu gilt es dem Gericht im Rahmen des Jahresberichts Rechenschaft 
zu leisten (§ 1840 BGB).20 Eine Zuwiderhandlung kann zur Entlassung rechtli-
cher Betreuer*innen führen (§ 1908b Absatz 1 Satz 2).21 Aus § 1901 ergibt sich 
außerdem eine Besprechungspflicht gegenüber der betreuten Person, allerdings 
nur hinsichtlich „wichtiger Angelegenheiten“ (§ 1901 Absatz 3 Satz 3 BGB).22 
Die Verankerung der persönlichen Betreuung im Betreuungsrecht gilt als wei-
tere zentrale Verbesserung im Vergleich zum Vormundschaftssystem und sollte 
eine „anonyme Verwaltung“ der betroffenen Personen bei räumlicher und per-
sönlicher Distanz verhindern (During 2001, 35). Der Gesetzgeber liefert aller-
dings keine konkreten Vorgaben zur Häufigkeit oder der Ausgestaltung des Kon-
taktes zwischen betreuender und betreuter Person (vgl. Matta et al. 2018, 26). 

1.2.3 Vorrang der Wünsche und Vorstellungen der betreuten Person 

Eine weitere Vorkehrung zur Stärkung des Selbstbestimmungsrechts betreuter 
Menschen findet sich in der Darlegung der Pflichten der betreuenden Person 
(§ 1901 BGB). Gemäß § 1901 Absatz 3 Satz 1 muss ihr Handeln den Wünschen 
und Vorstellungen der betreuten Person entsprechen. Neben aktuellen Willens-
bekundungen sieht das Betreuungsrecht auch die Berücksichtigung schriftlicher 
Betreuungswünsche vor, die eine Person vor der Bestellung festgelegt hat 

                                                                 
20 § 1862 BGB n. F. i. V. m. 1863 Absatz 3 Satz 1 BGB n. F.: Art, Umfang und Anlass der 

persönlichen Kontakte müssen zukünftig im Jahresbericht dargelegt werden. 
21 § 1868 Absatz 1 Satz 2 BGB n. F.: keine inhaltliche Änderung im Gesetzentwurf vorgese-

hen. 
22 § 1821 BGB n. F. fordert die Orientierung an den Wünschen der betreuten Person deutlich 

stärker ein als § 1901 BGB: der Vorrang der Unterstützung vor der Vertretung wird betont 
(§ 1821 Abs. 1 BGB n. F.) und es besteht eine ausdrückliche Besprechungspflicht hinsicht-
lich aller Angelegenheiten (§ 1821 Absatz 2 Satz 1 und 2 BGB n. F.). Außerdem wird in die-
ser und allen weiteren Normen des Gesetzentwurfs der Verweis auf das „Wohl des Betreu-
ten“ als Orientierungsmaßstab für die rechtliche Betreuung und die gerichtliche Genehmi-
gungspraxis gestrichen. Die sog. Wohlschranke beschränkt bisher die grundsätzlich beste-
hende Wunschbefolgungspflicht. Zukünftig soll „statt objektiver Kriterien hilfsweise der 
mutmaßliche Willen“ hinzugezogen werden, wenn die Wünsche der betreuten Person 
nicht eingeholt werden können oder ihr freier Wille als eingeschränkt gilt (BT-Drucksacke 
19/24445, 136). 
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(§ 1901c BGB). Die zu berücksichtigenden Wünsche umfassen „Vorschläge zur 
Auswahl des Betreuers oder Wünsche zur Wahrnehmung der Betreuung“ 
(§ 1901c Satz 1).23 Seit dem Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Betreuungsrechts am 1.9.2009 verweist der Gesetzgeber neben einer ent-
sprechenden Betreuungsverfügung ausdrücklich auch auf die Möglichkeit, eine 
Vorsorgevollmacht (§ 1901c Satz 2)24 oder Patientenverfügung (§ 1901a BGB)25 
einzurichten 

Die Wünsche und Vorstellungen der betreuten Person sind allerdings nicht 
alleinige Richtlinie für das Handeln der Betreuer*innen. Entlang § 1901 Ab-
satz 3, Satz 1 BGB hat „[d]er Betreuer (…) Wünschen des Betreuten zu entspre-
chen, soweit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft (…)“.26 Dass „Wunsch und 
Wohl durch diese Formulierung scheinbar Gegensätze bilden“, führt nach Bro-
sey zu erheblichen Unsicherheiten und Schwierigkeiten in der praktischen 
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben und dazu, dass „irrtümlich ein Vorrang 
des Wohls angenommen“ werde (Brosey 2013, 355). Während „[z]um Wohl 
des Betreuten auch die Möglichkeit [gehört], im Rahmen seiner Fähigkeiten 
sein Leben nach seinen eigenen Wünschen und Fähigkeiten zu gestalten“ 
(§ 1901 Absatz 2, Satz 2 BGB), schwächt die entsprechende Formulierung im 
Gesetzestext die Orientierung am Selbstbestimmungsrecht der betreuten Per-
son. Auch die ebenfalls gesetzlich verankerte Pflicht von Betreuer*innen, dazu 
beizutragen, „die Krankheit oder Behinderung zu beseitigen, zu bessern, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern.“ (§ 1901 Absatz 4 
BGB)27, kann unter Umständen mit der Pflicht, den Wünschen und Vorstellun-
gen der betreuten Person zu folgen, kollidieren. 

1.2.4 Erforderlichkeit und Nachrangigkeit rechtlicher Betreuung 

Wie oben erläutert, schränkt eine rechtliche Betreuung die rechtliche Hand-
lungsfähigkeit der betreuten Person nicht automatisch ein. Ihre Bestellung 
bildet jedoch die Voraussetzung für entsprechende betreuungsrechtliche Folge-

                                                                 
23 § 1816 Absatz 2 Satz 4 BGB n. F.: soll zukünftig einen expliziten Verweis auf die Betreu-

ungsverfügung enthalten. 
24 § 1820 BGB n. F.: im Gesetzentwurf wird ausführlicher als bisher reguliert, welche Maß-

nahmen eines Bevollmächtigten unter welchen Voraussetzungen legitim sind und wann 
eine Kontrollbetreuung einzusetzen ist. 

25 § 1827 BGB n. F.: keine inhaltlichen Änderungen im Gesetzentwurf vorgesehen. 
26 Bzgl. der vorgesehenen Änderungen zu § 1901 BGB im Gesetzentwurf siehe Fn. 22. 
27 § 1821 Absatz 6 BGB n. F. soll keinen Verweis mehr auf die Behinderung oder Krankheit 

der betreuten Person enthalten, die rechtliche Betreuung soll nun dazu beitragen, „die Fä-
higkeit des Betreuten, seine eigenen Angelegenheiten zu besorgen, wiederherzustellen oder 
zu verbessern.“. 
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verfahren, auf die im Folgenden noch näher eingegangen wird.28 Vor diesem 
Hintergrund gilt die Nachrangigkeit rechtlicher Betreuung vor anderen Hilfen. 
Einmal wird hiermit auf Hilfen aus dem sozialen Sicherungssystem verwiesen, 
etwa Leistungen der Eingliederungshilfe. Gemeint sind aber auch private und 
informelle Hilfeformen, die eine Bestellung unnötig machen können (Nolting 
et al. 2018, 203). Gleichzeitig verweist der Gesetzgeber explizit auf die Möglich-
keit einer Vorsorgevollmacht (§ 1896 Absatz 2 Satz 2).29 30 Nicht so sehr vor 
dem Hintergrund der Selbstbestimmungsrechte betreuter Menschen, sondern 
insbesondere aufgrund der seit Einführung des Betreuungsrechts kontinuierlich 
gestiegenen Fallzahlen und Kosten, bemühte sich der Gesetzgeber im Rahmen 
unterschiedlicher Gesetzesänderungen um eine Schärfung des Erforderlich-
keitsgrundsatzes. Das 2014 in Kraft getretene Gesetz zur Stärkung der Funktio-
nen der Betreuungsbehörde verpflichtet diese dazu, betroffene Personen und 
ihre Angehörigen vor einer Bestellung im Rahmen eines Beratungsgesprächs 
über die Vorsorgevollmacht sowie weitere alternative Hilfen aufzuklären (§ 4 
Absatz 1 und 2 BGBI). Den Betreuungsbehörden wird in diesem Sinne eine 
„Filterfunktion“ zugesprochen und die Aufgabe übertragen, nicht erforderliche 
Betreuungen vor Einsetzen des Bestellprozesses zu vermeiden (Fischer/Rohr-
mann 2017, 100). 

Neben der Einrichtung einer Betreuung erstreckt sich der Erforderlichkeits-
grundsatz auch auf die den rechtlichen Betreuer*innen zugewiesenen Aufga-
benkreise und ihre diesbezüglichen Vertretungspflichten (§ 1896 Absatz 2 
Satz 1 i. V. m. § 1902 BGB).31 Eine Betreuung soll ausschließlich im Hinblick 
auf diejenigen Aufgaben tätig werden, bezüglich derer das Gericht bei Bestel-
lung einen Unterstützungsbedarf festgestellt hat, wobei „die Erforderlichkeit 
jedes Aufgabenkreises nachvollziehbar zu begründen ist“ (Palandt 2019, § 1896 
Abs. 3, Rn. 14). Während der gesetzliche Rahmen keine konkreten Vorgaben 
macht, lassen sich u. a. folgende zentrale Aufgabenkreise identifizieren (ebd., 
Rn 16 ff.): 

                                                                 
28 S. Kapitel 1.2.7. 
29 Die Vorsorgevollmacht gilt als weniger fremdbestimmte Alternative zur rechtlichen Be-

treuung, da die betreffende Person in ihr sowohl festlegen kann, wer sie vertreten soll, als 
auch konkrete Vorgaben für die Besorgung ihrer Angelegenheiten formulieren kann 
(BMJV 2019., 34). Zudem ist die Genehmigung eines Einwilligungsvorbehalts (s. Kapitel 
1.2.7) bei einer Vollmacht im Gegensatz zur rechtlichen Betreuung nicht möglich (§ 1903 
Absatz 1 Satz 1) (Fröschle 2013, 25). 

30 § 1814 Absatz 3 BGB n. F.: es ist keine inhaltliche Änderung hinsichtlich der Vorsorgevoll-
macht vorgesehen, hinsichtlich anderer Hilfen wird im Gesetzentwurf explizit auf „Unter-
stützung, die auf sozialen Rechten oder anderen Vorschriften beruht“ verwiesen. 

31 Bzgl. der Änderung dieser Vorgaben in der aktuellen Betreuungsrechtsreform siehe Fn. 16. 
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• Gesundheitssorge 
• Organisation ambulanter und sozialer Dienste 
• Aufenthaltsbestimmung 
• Vermögenssorge 
• Wohnungsangelegenheiten 
• Totalbetreuung bzw. Betreuung in allen Angelegenheiten32 

Innerhalb der angeordneten Aufgabenkreise gilt wiederum ein „Vorrang der 
Beratung, die den Betreuten ermöglicht, eine eigene Entscheidung zu treffen. 
Der Betreuer darf/soll nur insoweit die Möglichkeit der Stellvertretung nach 
§ 1902 BGB nutzen, als sie zur Umsetzung des Willens/der Wünsche/Präferen-
zen des Betroffenen oder seines subjektiven individuellen Wohls erforderlich 
ist.“ (Matta et al. 2018, 10).  

1.2.5 Die Einbeziehung betroffener Personen in 
betreuungsrechtlichen Verfahren 

Betreuungsrechtliche Verfahren33 sind im Zivilrecht verankert, verfahrensrecht-
liche Grundlage bildet das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Die Bestellung 
einer rechtlichen Betreuung kann durch die betreffende Person selbst oder von 
Amts wegen angeregt werden (z. B. nach einer entsprechenden Anfrage durch 
Angehörige oder Dritte) (§ 1896 Absatz 1 Satz 1 und 2 BGB).34 Die Entschei-
dung für oder wider die Betreuerbestellung basiert einmal auf einem medizini-
schen Sachverständigengutachten, welches das Gericht mit Einleitung des Be-
stellungsverfahrens bei einem*r Psychiater*in oder einem Arzt*einer Ärztin mit 
Erfahrungen auf dem Gebiet der Psychiatrie anfordert. Das Gutachten muss auf 
einer persönlichen und aktuellen Untersuchung basieren und eine Einschät-

                                                                 
32 Das Gericht kann auch eine Betreuung für alle Angelegenheiten bestellen, in dessen Rah-

men die Betreuung dann (mit Ausnahme der in §§ 1896 Absatz 4 BGB formulierten Auf-
gabenkreise und der Einwilligung zur Sterilisation nach § 1905 BGB) in allen Lebens- und 
Entscheidungsbereichen aktiv wird. Diese Option ist nur für Ausnahmefälle bestimmt, 
„wenn ohne jeden Zweifel feststeht, dass der Betreute keine einzige seiner Angelegenheiten 
selbst regeln kann“ (Fröschle 2013, 65). 

33 Zu den sogenannten Betreuungssachen zählen „1. Verfahren zur Bestellung eines Betreuers 
und zur Aufhebung der Betreuung, 2. Verfahren zur Anordnung eines Einwilligungsvor-
behalts sowie 3. sonstige Verfahren, die die rechtliche Betreuung eines Volljährigen 
(§§ 1896 bis 1908i des Bürgerlichen Gesetzbuchs) betreffen, soweit es sich nicht um eine 
Unterbringungssache handelt“ (§ 271 FamFG). 

34 § 1814 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 BGB n. F.: keine inhaltliche Veränderung im 
Gesetzentwurf vorgesehen. 
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zung bezüglich der Aufgabenkreise und der Dauer einer einzurichtenden Be-
treuung umfassen (§ 280 FamFG).35 Eine zweite entscheidende Grundlage bil-
det die Berichterstattung durch die Betreuungsbehörde (im Folgenden Sozial-
bericht) (§§ 279 FamFG, § 8 Absatz 1 Satz 1 BtBG) (Fischer/Rohrmann 2017, 
99). Die Behörde ist angewiesen, über folgende Aspekte Auskunft zu geben: 

1. „persönliche, gesundheitliche und soziale Situation des Betroffenen, 
2. Erforderlichkeit der Betreuung einschließlich geeigneter anderer Hilfen 

(§ 1896 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
3. Betreuerauswahl unter Berücksichtigung des Vorrangs der Ehrenamtlich-

keit (§ 1897 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) und 
4. diesbezügliche Sichtweise des Betroffenen.“ (§ 279 Absatz 2 Satz 2 FamFG)36 

Entsprechend des Erforderlichkeitsgrundsatzes ist mit dem Sozialbericht aus-
drücklich das Ziel verbunden, Betreuungsbestellungen zu vermeiden (vgl. Fi-
scher/Rohrmann 2017). Seit Inkrafttreten des BtBG ist die Behörde verpflichtet, 
den betroffenen Personen vor der Entscheidung über eine Betreuungsbestel-
lung ein Beratungsangebot zu unterbreiten und über alternative Unterstüt-
zungsformen aufzuklären (§ 4 Absatz 2 BtBG).37  

Um eine Betreuung zu legitimieren, muss aus dem medizinischen Gutach-
ten und Sozialbericht ersichtlich werden, dass die Person ihre „Angelegenheiten 
ganz oder teilweise nicht besorgen“ kann. Diese Feststellung ist dabei unmittel-
bar an das Vorliegen „einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung“ geknüpft (§ 1896 Absatz 1 Satz 1 
BGB).38 Eine rechtliche Betreuung kann somit nur für Menschen mit Behinde-
rungen oder psychiatrischer Diagnose bestellt werden. 

                                                                 
35 280 FamFG n. F.: das Gutachten soll sich zukünftig ausdrücklich auf den behinderungs- 

oder krankheitsbedingten Unterstützungsbedarf konzentrieren. 
36 § 279 FamFG n. F.: Der Sozialbericht soll zukünftig ausdrücklich vor dem medizinischen 

Gutachten eingeholt werden, die Erforderlichkeit ist dabei entlang § 1814 Absatz 3 BGB 
n. F. (s. Fn. 31), die Betreuerauswahl entlang § 1816 BGB n. F. zu beurteilen, wobei die Be-
rücksichtigung der Wünsche der betroffenen Person stärker betont werden soll als bisher. 

37 Das BtBG soll durch das Betreuungsorganisationsgesetz (BtOG) ersetzt werden, welches 
neben der Betreuungsbehörde auch die Rechtsstellung und Aufgaben von Betreuungsver-
einen und rechtlichen Betreuer*innen regelt. Die Aufgabe der Betreuungsbehörde, vor der 
Betreuerbestellung alternative Hilfen zu finden und zu vermitteln, soll entlang §§ 5 und 8 
BtOG deutlich stärker hervorgehoben werden als bisher. 

38 § 1814 Absatz 1 BGB n. F. wurde im Gesetzentwurf umformuliert: „Kann ein Volljähriger 
seine Angelegenheiten ganz oder teilweise rechtlich nicht besorgen und beruht dies auf ei-
ner Krankheit oder Behinderung, so bestellt das Betreuungsgericht für ihn einen rechtli-
chen Betreuer (Betreuer).“. 
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Menschen mit Behinderungen, für die eine Betreuung angeregt wird, sind 
unabhängig von der Beurteilung ihrer Geschäftsfähigkeit verfahrensfähig (§ 275 
FamFG).39 Die Anerkennung der Verfahrensfähigkeit stellt einen weiteren 
Schritt zur Wahrung des Selbstbestimmungsrechts dar, der mit dem Betreu-
ungsrecht eingeführt wurde. Zuvor war eine persönliche Anhörung der Person 
innerhalb eines betreuungsrechtlichen Verfahrens nicht zwangsläufig vorgese-
hen (During 2001, 61). Allerdings hält der gesetzliche Rahmen eine Reihe von 
Ausnahmeregelungen vor, entlang derer von der Einbeziehung der betroffenen 
Personen und sogar einer transparenten Darstellung der Sachverhalte ihr ge-
genüber abgesehen werden kann. Grundsätzlich ist das Betreuungsgericht, wie 
auch der*die medizinische Sachverständige und die Betreuungsbehörde, ange-
wiesen, sich vor der Entscheidung einen persönlichen Eindruck von der Person 
zu machen. Allerdings kann das Gericht hierauf verzichten, wenn auf Grund-
lage eines medizinischen Gutachtens festgestellt wird, dass durch die persönli-
che Anhörung „erhebliche Nachteile für Gesundheit drohen oder der Beteiligte 
offensichtlich nicht in der Lage ist, seinen Willen kund zu tun“ (§ 34 Absatz 2 
i. V. m. § 278 Absatz 4 FamFG). 

Ordnet das Gericht eine Bestellung an, werden in einer Beschlussformel die 
wichtigsten Eckpunkte der Betreuung festgelegt (§ 286 FamFG40). Während die 
betreuende Person eine Bestellurkunde mit den zentralen Angaben zur Betreu-
ung erhält (§ 290 FamFG41), wird eine entsprechende schriftliche Bestätigung 
des Beschlusses für die betreute Person im Gesetz nicht ausdrücklich gefordert. 
Die einzige Bezugnahme zur Bekanntgabe der Bestellung gegenüber der be-
troffenen Person in den verfahrensrechtlichen Regelungen des Betreuungs-
rechts findet sich in § 288 Absatz 1 FamFG. Hier ist festgelegt, dass „[v]on der 
Bekanntgabe der Gründe eines Beschlusses an den Betroffenen (…) abgesehen 
werden [kann], wenn dies nach ärztlichem Zeugnis erforderlich ist, um erhebli-
che Nachteile für seine Gesundheit zu vermeiden.“ Ein einführendes Gespräch 
mit Betreuer*in und betreuter Person sieht der Gesetzgeber lediglich in „geeig-

                                                                 
39 § 275 FamFG n. F.: Das Gericht ist entlang des Gesetzentwurfs zukünftig verpflichtet, die 

betroffene Person zu Beginn in adressatengerechter Weise über das Verfahren aufzuklären. 
40 Die konkreten Aufgabenkreise und gegebenenfalls der Umfang des zusätzlich angeordne-

ten Einwilligungsvorbehaltes (s. unten) sowie den Zeitpunkt ihrer Prüfung durch das Ge-
richt. Außerdem wird bestimmt, welche juristische Person die Betreuung übernimmt. 

41 § 290 FamFG n. F. soll um den Hinweis auf mögliche Befreiungen der Betreuer*innen 
durch das Gericht ergänzt werden. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass im Interesse 
der betreuten Person eine weniger detaillierte Kopie der Betreuungsurkunde erstellt werden 
kann und die betreuende Person die Urkunde nach Beendigung der Betreuung zurückge-
ben muss. Die Aushändigung einer Kopie an die betreute Person wird auch im aktuellen 
Gesetzentwurf nicht explizit erwähnt. 
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neten Fällen“ vor – ohne dass genauer erläutert wird, wodurch sich diese aus-
zeichnen (§ 289 Absatz 2 FamFG).42 

Das Mitspracherecht betroffener Personen im Hinblick auf die Auswahl ih-
rer rechtlichen Betreuer*innen ist sowohl in den materiellen als auch verfah-
rensrechtlichen Bestimmungen verankert. Nach § 1897 Absatz 4 Satz 1 BGB hat 
das Gericht den diesbezüglichen Vorschlägen zu folgen. Allerdings gilt auch 
hier der Vorbehalt, dass diese Auswahl „dem Wohl des Volljährigen“ nicht 
zuwiderlaufen darf. Wünsche, die sich auf die Ablehnung einer bestimmten 
Person beziehen, sind lediglich zu berücksichtigen (§ 1897 Absatz 4 Satz 4).43 
Die betreute Person hat jedoch die Möglichkeit, eine Überprüfung der Betreu-
erauswahl zu verlangen (§ 291 FamFG).44 Gleichzeitig fordert der Gesetzgeber 
ausdrücklich den Vorrang ehrenamtlicher vor beruflichen Betreuungen (§ 1897 
Absatz 6 Satz 1 BGB). Diese Maxime „geht dem Vorschlag des Betroffenen 
grundsätzlich vor.“ (Fröschle 2013, 30). Die Übernahme einer Betreuung ist an 
keine spezifischen Fachkenntnisse oder Qualifikationen geknüpft, die Be-
treuer*innen haben aber Anspruch auf Beratung von Seiten des Betreuungsge-
richts, der Betreuungsbehörde sowie der Betreuungsvereine. Für Menschen mit 
rechtlicher Betreuung besteht währenddessen kein gesetzlich verankerter Be-
ratungsanspruch. 

1.2.6 Kontrolle der rechtlichen Betreuung durch die Gerichte 

Betreute Personen, ihre rechtliche Betreuer*innen und der Staat stehen nach 
Fröschle in einem „Dreiecksverhältnis [zueinander], in dem die wechselseitige 
Kontrolle des Betreuers durch staatliche Aufsicht und des Handelns der Staats-
gewalt durch den Betreuer allen Rechten des Betreuten zur möglichst effektiven 
Durchsetzung verhelfen soll.“ (2013, 18). Die zentrale Kontrollinstanz bezüglich 
der rechtlichen Betreuer*innen stellt das Gericht dar (§§ 1908i Absatz 1 Satz 1, 

                                                                 
42 § 288 FamFG soll nicht geändert, § 289 FamFG mit der Reform aufgehoben werden. 
43 § 1816 Absatz 2 BGB n. F.: die Wohlschranke soll zukünftig entfallen, d. h. dem Wunsch 

der Betroffenen für eine bestimmte betreuende Person entsprochen werden, solang diese 
Person entlang § 1816 Absatz 1 BGB n. F. für die Übernahme der Betreuung geeignet ist. 
Dem Wunsch gegen eine Person soll zukünftig ebenso entsprochen werden, „es sei denn, 
die Ablehnung bezieht sich nicht auf die Person des Betreuers, sondern auf die Bestellung 
eines Betreuers als solche.“ (BT-Drucksache 19/27287, 6). 

44 § 291 FamFG n. F.: auch hier soll die Wohlschranke durch die Betreuungsrechtsreform 
abgeschafft werden, der Vorschlag der betroffenen Person soll zukünftig abgelehnt werden 
können, wenn „die ausgewählte Person zur Wahrnehmung dieser Betreuung nicht geeignet 
erscheint“ (BT-Drucksache 19/24445, 69). 
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1837 Absatz 2 und 3 BGB).45 Einmal beinhaltet die Aufsicht eine gerichtliche 
Genehmigungspflicht bezüglich aller Maßnahmen innerhalb des Betreuungs-
rechts, die die rechtliche Handlungsfähigkeit einer betreuten Person einschrän-
ken (s. nächster Abschnitt). Spätestens sieben Jahre nach Bestellung muss das 
Gericht außerdem die weitere Erforderlichkeit einer rechtlichen Betreuung 
prüfen (§ 294 Absatz 3). An das diesbezügliche Gerichtsverfahren werden die 
gleichen Ansprüche gestellt, wie an die Erstbestellung, z. B. hinsichtlich der 
persönlichen Anhörung und der einzuholenden Gutachten (§ 295 FamFG).46 
Des Weiteren besteht eine Berichts- und Rechenschaftspflicht gegenüber dem 
Gericht: Nach §§ 1908i, 1840 Absatz 1 BGB „hat jeder Betreuer ohne Aufforde-
rung mindestens einmal jährlich über die persönlichen Verhältnisse des Be-
treuten zu berichten. Dazu gehören seit 2011 ausdrücklich auch Angaben zu 
den persönlichen Kontakten, um dem Betreuungsgericht eine diesbezügliche 
Kontrolle zu ermöglichen“ (Matta et al. 2018, 11).47 

Rechtliche Betreuer*innen sind also zu Transparenz und Redlichkeit bezüg-
lich der Ausübung ihrer Tätigkeit verpflichtet, allerdings primär dem Gericht 
gegenüber. Eine entsprechende Pflicht gegenüber der betreuten Person selbst ist 
wesentlich schwächer ausgeprägt. Die Verpflichtung, wichtige Angelegenheiten 
mit ihr zu besprechen, gilt „sofern dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft“ 
(§ 1901 Absatz 3 Satz 3, s. „Persönliche Betreuung“).48 

1.2.7 Relevante Einschränkungen der rechtlichen Betreuung im 
Kontext dieser Studie 

Im deutschen Recht wird zwischen der Rechtsfähigkeit und der rechtlichen 
Handlungsfähigkeit differenziert. Rechtsfähigkeit wird „verstanden als die Fä-
higkeit, Träger von Rechten und Pflichten zu sein“ (Jürgens 2014, § 1 BGB, 

                                                                 
45 § 1862 BGB n. F.: Die Kontrolle durch das Gericht wird entlang des Gesetzentwurfs für 

Vormundschaften (§ 1800 BGB n. F.) und Betreuungen getrennt geregelt. Entlang § 1862 
Absatz 1 BGB n. F. sollen die Wünsche der betreuten Person mit Verweis auf § 1821 Ab-
satz 1 u. 2 BGB n. F. auch zum Maßstab der gerichtlichen Kontrolle werden. 

46 § 295 FamFG n. F.: von einem erneuten Gutachten soll zukünftig nur abgesehen werden 
können, wenn die Verlängerung „dem erklärten Willen des Betroffenen nicht widerspricht“ 
(§ 295 Absatz 1 Satz 2 FamFG n. F.), Maßnahmen gegen den erklärten Willen müssen ent-
lang des Gesetzentwurfs bereits nach drei Jahren geprüft werden (§ 295 Absatz 2 FamFG 
n. F.) (BT-Drucksache 19/24445, 70). 

47 § 1863 BGB n. F.: Die Berichtspflicht soll zukünftig losgelöst von der Vermögensaufsicht 
reguliert und die Vorgaben für die Anfangs-, Jahres- und Abschlussberichterstattung aus-
führlicher dargelegt werden. 

48 § 1821 Absatz 5 BGB n. F.: Die Besprechungspflicht wird im Gesetzentwurf stärker ein-
gefordert und soll zukünftig für alle Angelegenheiten gelten (vgl. Fn. 22). 
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